
 
 
 
 

28. Juni 2019 
Liebe Leserin, lieber Leser des bAV-Update, 
 
heiß geht‘s her in Deutschland. Das gilt nicht nur für die Rekordtemperaturen. Nach der Europawahl kocht es auch in 
den großen Parteien. Und im Bundestag kommt man nicht wegen der Temperaturen, die Räume sind ja klimatisiert, 
ins Schwitzen, sondern wegen des gesetzgeberischen Endspurts vor der Sommerpause. Die Betriebsrente steht da-
bei nicht auf der Agenda, spielt aber im Hintergrund immer wieder eine Rolle, wie Sie in diesem bAV-Update nachle-
sen können.  
 
Die aba-Geschäftsstelle wünscht Ihnen neben einer erkenntnisreichen Lektüre eine schöne Sommerpause, so Sie 
eine haben werden, 
 
Ihr Klaus Stiefermann 
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Politik 
 

Aller guten Dinge sind drei? Extrarente wird vorgestellt 
 
Unter der Überschrift „DIE EXTRARENTE – FREIWILLIG. FAIR. EINFACH. MEHR.“ hat der Verbraucherzentrale Bundes-
verband Ende April seine Überlegungen zur Einführung einer Extrarente vorgestellt. 
 
Nach den Vorschlägen für ein „Vorsorgekonto“ aus Baden-Württemberg und dem Konzept der „Deutschlandrente“ 
gibt es also nun einen weiteren Vorschlag für eine über den Arbeitgeber organisierte verpflichtende kapitalgedeckte 
Altersversorgung. 
 
Die „Extrarente“ soll dabei folgende Kriterien erfüllen: 
 
Freiwillig: Verbraucher zahlen über ihren Arbeitgeber automatisch in die Extrarente ein, können der Einzahlung aber 
mindestens sechs Monate lang widersprechen und erhalten dann alle Beiträge zurück. Verbraucher können die Ein-
zahlungen ebenso jederzeit unterbrechen oder beenden. Das Geld erhalten sie später als Rente oder einmalige be-
ziehungsweise regelmäßige Auszahlung. 
 
Fair: Die Extrarente besteht einzig und allein für Verbraucher und ihre Vorsorge. Ein öffentlich-rechtlicher Träger 
bündelt ihre Interessen und vertritt sie auf Augenhöhe gegenüber Banken und Großanlegern. Die Extrarente enthält 
keine unnötigen Kosten oder Vermittlungsprovisionen und steht im Wettbewerb zu privaten Anbietern. 
 
Einfach: Bei der Extrarente sind alle Einstellungen über eine Basisvariante anfangs so festgelegt, dass Verbraucher 
einzahlen können, ohne zu Kapitalmarktexperten werden zu müssen. Änderungen an der Basisvariante können über 
eine Website, eine App oder gegenüber dem Träger vorgenommen werden.  
 
Mehr: Durch die Extrarente wird das eingezahlte Geld langfristig am Kapitalmarkt angelegt und bringt so mehr Ren-
dite. Rückt die Rente näher, können Verbraucher wählen, was beim Renteneintritt passieren soll: Ob sie also eine 
einmalige Auszahlung oder eine lebenslange Rente wünschen oder monatlich Geld entnehmen wollen. 
 
Eine erste kritische Bewertung des Modells findet sich im aktuellen Kommentar des aba-Vorsitzenden Dr. Georg 
Thurnes) in Heft 4 der BetrAV 2019. // St 
 

GVG präsentiert Vorschläge zur Einführung einer säulenübergreifenden Vorsorgeinformation 
 
Die in der GVG organisierten Träger der Altersvorsorge unterstützen die Pläne der Bundesregierung zur Einführung 
einer säulenübergreifenden Altersvorsorgeinformation. In einem am 25. Juni veröffentlichten Expertenbericht ma-
chen die Träger hierzu Vorschläge, wie eine übergreifende Vorsorgeinformation praxisgerecht und zeitnah umge-
setzt werden kann. Gundula Roßbach, Vorsitzende des Ständigen GVG-Ausschusses Alterssicherung, begrüßt die 
gemeinsame Initiative unter dem Dach der GVG. „Ein Alterssicherungssystem aus drei Säulen erfordert Transparenz 
und verständliche Informationen. Nur so können die Menschen bewusste Entscheidungen über ihre Altersvorsorge 
treffen.“ 
 
Anlässlich der Präsentation des GVG-Berichts im Rahmen einer Fachtagung in Berlin betonte Dr. Rolf Schmachten-
berg, Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, die Bedeutung des Vorhabens. Die Akteure in 
den drei Säulen der Alterssicherung – gesetzliche Rentenversicherung, betrieblicher Altersversorgung und private 
Vorsorge – bieten bereits heute verschiedene Informationen für ihre Versicherten und Versorgungsanwärter an. 
Angesichts der Komplexität der Informationen und des Alterssicherungssystems können diese aber schnell den 
Überblick verlieren. Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag deshalb die Einführung einer säulenübergreifen-
den Vorsorgeinformation in Aussicht gestellt, mit der sich die Bürgerinnen und Bürger über ihre individuelle Absiche-
rung im Alter informieren können.  
 
Klaus Stiefermann, Vorsitzender der Facharbeitsgruppe Trägerübergreifende Vorsorgeinformation der GVG, fasst die 
wichtigsten Forderungen der GVG-Experten zusammen: „Die trägerübergreifende Vorsorgeinformation muss digital 

https://www.vzbv.de/pressemitteilung/vzbv-stellt-extrarente-vor
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/15019-20190509.pdf
https://finanzen.hessen.de/finanzen/staatsminister-al-wazir-gruettner-und-dr-schaefer-stellen-ausgearbeitetes-konzept-fuer
https://www.aba-online.de/docs/attachments/0e0f2a26-6de4-4de1-afe5-74b0e1879d09/Seiten-aus-BetrAV-4-19.pdf
https://www.aba-online.de/docs/attachments/0e0f2a26-6de4-4de1-afe5-74b0e1879d09/Seiten-aus-BetrAV-4-19.pdf
https://gvg.org/aktuelles/publikationen/schriftenreihe/
https://gvg.org/verband/veranstaltung/gvg-veranstaltung-zur-traegeruebergreifenden-vorsorgeinformation/
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und auf der Basis bestehender Altersvorsorgeinformationen umgesetzt werden“. Ziel müsse es sein, die bereits heu-
te vorliegenden Informationen an einer Stelle zusammenzuführen sowie möglichst übersichtlich und verständlich 
aufzubereiten. Hierfür biete ein Onlineangebot, mit dessen Hilfe die Bürgerinnen und Bürger sich individuell infor-
mieren könnten, die besten Voraussetzungen. Sowohl für die Bürgerinnen und Bürger als auch die Versorgungsein-
richtungen solle das Angebot auf freiwilliger Basis eingeführt werden.  
 
Die seit 2017 bestehende GVG-Facharbeitsgruppe ist mit Experten der Spitzenorganisationen aller Säulen der Alters-
sicherung – gesetzliche Rentenversicherung, betriebliche Altersversorgung und private Vorsorge – sowie weiteren 
Akteuren der Altersvorsorge besetzt. Der Geschäftsführer der GVG, Dr. Sven-Frederik Balders, betont den Willen der 
GVG, die Einführung einer trägerübergreifenden Vorsorgeinformation in Deutschland konsensorientiert zu unter-
stützen. „Eine praxistaugliche Lösung kann nur gemeinsam mit den Trägern der Altersvorsorge, die auch Träger der 
Vorsorgedaten sind, erarbeitet werden“, so Balders. Die Einführung einer trägerübergreifenden Vorsorgeinformati-
on werde die GVG daher weiterhin konstruktiv unterstützen. 
 
Im Rahmen der Fachtagung wurde der Bericht mit Abgeordneten des Bundestags, Vertretern von Bundesarbeitsmi-
nisterium, Verbraucher- und Datenschutz diskutiert. // St 
 

Strategische Agenda der EU für 2019-2024: Fokus auf Klimaneutralität 
 
Der Europäische Rat hat am 20./21. Juni 2019 die Strategische Agenda der EU für 2019 bis 2024 angenommen. In 
dem achtseitigen Dokument werden die nachfolgenden vier Prioritäten definiert, die nach dem Willen der Staats- 
und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten als Richtschnur für die Arbeit der EU in den nächsten fünf Jahren die-
nen sollen:  
 

• Schutz der Bürgerinnen und Bürger und der Freiheiten 

• Entwicklung einer soliden und dynamischen wirtschaftlichen Basis 

• Verwirklichung eines klimaneutralen, grünen, fairen und sozialen Europas 

• Förderung der Interessen und Werte Europas in der Welt 
 
Explizite Aussagen zur Regulierung der Finanzmärkte oder zur Altersvorsorgepolitik enthält die Strategische Agenda 
nicht.  
 
Die Formulierungen zur Klimaneutralität bekräftigen aber den Anspruch, eine „globale Führungsrolle in einer klima-
freundlichen Wirtschaft zu übernehmen.“ Das politische Handeln der EU solle mit dem Übereinkommen von Paris in 
Einklang stehen. Der Erfolg des Übergangs zu einer grünen Wirtschaft werde „von einer umfangreichen Mobilisie-
rung privater und öffentlicher Investitionen, einer effektiven Kreislaufwirtschaft und einem integrierten, vernetzten 
und ordnungsgemäß funktionierenden europäischen Energiemarkt abhängen“. 
 
Damit bestätigt die Strategische Agenda auch nachdrücklich die übergeordneten Ziele des „Aktionsplans zur Finan-
zierung nachhaltigen Wachstums“. Dazu zählt zum einen die „Verbesserung des Beitrags des Finanzsektors zu nach-
haltigem und integrativem Wachstum durch Finanzierung der langfristigen Bedürfnisse der Gesellschaft“ und zum 
anderen die „Stärkung der Finanzstabilität durch Berücksichtigung der Faktoren Umwelt, Soziales und Governance 
(ESG) bei Investitionsentscheidungen“ (Kommissionsmitteilung vom 8. März 2019, Seite 2).  
 
Da der angestrebte „Übergang zu einer grüneren, faireren und inklusiveren Zukunft“ kurzfristig Kosten verursachen 
wird, sei es wichtig, diesen Übergang zu begleiten. Dabei komme gesellschaftlichen Fragen besondere Aufmerksam-
keit zu. Und es wird ergänzt: „Die Europäische Säule der sozialen Rechte sollte auf Ebene der EU und der Mitglied-
staaten umgesetzt werden, wobei die jeweiligen Zuständigkeiten gebührend zu achten sind.“ 
 
Hinweis: Über den aktuellen Stand der Gesetzgebungsverfahren im Rahmen des Aktionsplans berichtet diese Ausga-
be des bAV-Updates in einem weiteren Beitrag. // AZ/SD 
 
 
 

https://www.consilium.europa.eu/media/39963/a-new-strategic-agenda-2019-2024-de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52018DC0097
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52018DC0097
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52018DC0097&from=EN
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EU-Kommission veröffentlicht länderspezifische Empfehlungen 
 
Am 5. Juni 2019 hat die Europäische Kommission u.a. ihre länderspezifischen Empfehlungen „zum nationalen Re-
formprogramm Deutschlands 2019 mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitätsprogramm Deutschlands 2019“ 
veröffentlicht. Deutschland wird im Bereich der Altersversorgung aufgefordert, Maßnahmen einzuleiten, „um die 
langfristige Tragfähigkeit des Rentensystems zu sichern und dabei gleichzeitig ein angemessenes Rentenniveau“ 
aufrechtzuerhalten (Länderspezifische Empfehlung für Deutschland; Teil der Empfehlung 2 auf S. 9). Der Fokus der 
Problemanalyse (EW 17) liegt auf der ersten Säule, die betriebliche Altersversorgung findet keine Erwähnung. Die 
Empfehlungen der Kommission werden im nächsten Schritt im Rat „Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN) diskutiert 
und dort voraussichtlich im Juli 2019 verabschiedet. // VM 
 
 

Recht 
 

Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen verabschiedet 
 
Die Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen wurde nach der Verabschiedung im Europä-
ischen Parlament und im Rat am 20. Juni 2019 von den Präsidenten beider Institutionen unterzeichnet. Die Veröf-
fentlichung des endgültigen Texts der Richtlinie im Amtsblatt der EU war bis Redaktionsschluss noch nicht erfolgt, 
steht aber unmittelbar bevor. Sie tritt 20 Tage danach in Kraft und muss dann binnen dreier Jahre (also voraussicht-
lich bis Anfang Juli 2022) von den Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden.  
 
Die Richtlinie reformiert die in Deutschland mit dem Nachweisgesetz in nationales Recht umgesetzte Nachweisricht-
linie 91/533/ vom 14. Oktober 1991. Neben der Überarbeitung der Regelungen über den Nachweis wesentlicher 
Arbeitsbedingungen etabliert sie neue arbeitsrechtliche Mindeststandards, zum Beispiel über Arbeit auf Abruf, über 
die Genehmigung von Neben- bzw. Mehrfachbeschäftigungen oder über die Höchstdauer von Probezeiten (sechs 
Monate). 
 
Für die bAV relevant sind die Vorschriften über Zeitpunkt, Inhalt und Form der Unterrichtung über die wesentlichen 
Arbeitsbedingungen. Der in Artikel 4 Abs. 2 geregelte Katalog umfasst mit Buchstabe k) auch „die Vergütung, ein-
schließlich des anfänglichen Grundbetrags, sofern vorhanden anderer Bestandteile, die getrennt anzugeben sind, 
und der Periodizität und der Art der Auszahlung der Vergütung, auf die der Arbeitnehmer Anspruch hat“. Damit 
zählen ggf. auch Aufwendungen des Arbeitgebers für eine betriebliche Altersversorgung zu den wesentlichen Ar-
beitsbedingungen im Sinne dieser Richtlinie.  
 
Künftig müssen alle Beschäftigten vom ersten Tag an – in Ausnahmefällen spätestens nach sieben Kalendertagen – 
über die wesentlichen Inhalte ihres Arbeitsvertrags informiert werden. Das Nachweisgesetz sieht hier derzeit noch 
eine Frist von einem Monat nach Beginn des Arbeitsverhältnisses vor. Die Formerfordernisse für die Unterrichtung 
wurden gelockert. Gegenwärtig verlangt das Nachweisgesetz noch die Schriftform (§ 126 BGB). Die elektronische 
Form ist ausgeschlossen. Gemäß Artikel 3 der neuen Richtlinie sind die Informationen künftig zwar im Regelfall wei-
terhin in „Papierform“ bereit zu stellen. Alternativ können sie aber auch „sofern die Informationen für den Arbeit-
nehmer zugänglich sind, gespeichert und ausgedruckt werden können und der Arbeitgeber einen Übermittlungs- 
oder Empfangsnachweis erhält – in elektronischer Form zur Verfügung“ gestellt und übermittelt werden. // AZ  
 
 

Steuer 
 

Deutschland und neun weitere EU-Mitgliedstaaten einigen sich auf Finanztransaktionssteuer 
 
Beim Treffen der EU-Finanzminister in Luxemburg am 14. Juni 2019 haben zehn EU-Mitgliedstaaten (Deutschland, 
Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, Österreich, Portugal, Slowenien, Slowakei, Spanien) offenbar eine politi-
sche Einigung über die gemeinsame Einführung einer Finanztransaktionssteuer erzielt. Dies ergibt sich aus aktuellen 
Äußerungen von Bundesfinanzminister Olaf Scholz im Nachgang zu dem Gipfel. Die offizielle Pressemitteilung des 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1560258115481&uri=CELEX%3A52019DC0505
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CONSIL:PE_43_2019_REV_1&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A31991L0533
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A31991L0533
https://www.institutional-money.com/news/maerkte/headline/scholz-boersensteuer-wird-jetzt-kommen-153954/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/ecofin/2019/06/14/
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Rats erwähnt demgegenüber – zurückhaltender – lediglich einen Sachstandsbericht, der während des Gipfels auf 
Grundlage eines Vermerks des Bundesfinanzministeriums den Mitgliedstaaten vorgestellt wurde.  
 
Eine Gruppe von Mitgliedstaaten – darunter auch Deutschland - nutzt dazu seit einem Ratsbeschluss im Jahr 2013 
das „Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit“ (siehe dazu „EU erklärt“ unten). Zu dem im Februar 2013 vorge-
legten RL-Vorschlag „über die Umsetzung der Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Finanztransaktionssteu-
er“, der dem RL-Vorschlag über das gemeinsame Finanztransaktionssteuersystem von 2011 folgte, fand eine breite 
und langjährige Diskussion statt. In ihrem Positionspapier zu diesem RL-Vorschlag hatte die aba vor drohenden Ein-
bußen bei den auszahlbaren Betriebsrenten von 3,0 bis 8,0% gewarnt. 
 
Zwei der beteiligten Mitgliedsstaaten haben bereits eine nationale Finanztransaktionsteuer eingeführt (Frankreich 
ab 1. August 2012; Italien ab 1. März 2013). In Portugal wurden 2013 die Voraussetzungen für ein nationales Gesetz 
geschaffen und auch in Spanien existieren Pläne, eine Finanztransaktionssteuer einzuführen (Quelle: Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion vom 3. Mai 2019, BT-Drs. 19/9828). 
 
Der oben genannte Sachstandsbericht schildert die geplanten Eckpunkte der Steuer wie folgt: „Eine FTT [Financial 
Transaction Tax] nach französischem Vorbild soll auf den Erwerb von Aktien von gelisteten Unternehmen erhoben 
werden, die ihren Hauptsitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union haben und deren Marktkapitalisierung 
am 1. Dezember des vorangegangenen Jahres 1 Mrd. Euro übersteigt. Besteuerungsgegenstand soll dabei der Eigen-
tumsübergang anlässlich eines Erwerbs von Anteilen von gelisteten Aktiengesellschaften sein. Nicht der Besteuerung 
sollen Erstemissionen, Market-Making und Intraday-Handel unterliegen. Der Steuersatz soll nicht unter 0,2 Prozent 
liegen. Die Einnahmen sollen dem Europäischen Haushalt oder dem noch zu schaffenden Eurozonenhaushalt zuflie-
ßen. Über einen noch näher zu bestimmenden Verteilungsmechanismus sollen national erhobene Einnahmen unter 
den Mitgliedstaaten verteilt werden.“ 
 
Die Finanztransaktionssteuer ist von hoher Relevanz für die kapitalgedeckte betriebliche und private Altersvorsorge. 
Ein weiterer rentenpolitischer Bezug ergibt sich durch Ankündigungen aus den Reihen der SPD, die erzielten Steuer-
einnahmen zur Finanzierung der von ihr befürworteten (aber im Gegensatz zur Finanztransaktionssteuer nicht durch 
den Koalitionsvertrag (Zeile 4254 auf Seite 92) abgesicherten Grundrente für langjährig Versicherte ohne Bedürftig-
keitsprüfung heranzuziehen. Ein Richtlinienvorschlag lag bis zum Erscheinen dieser Ausgabe des bAV-Update noch 
nicht vor. Die aba wird das Thema weiter begleiten. // AZ/SD 
 

EFRAG legt Diskussionspapier vor 
 
EFRAG (European Financial Reporting Advisory Group) hat im Mai das Discussion Paper – Accounting for Pension 
Plans with an Asset-Return Promise vorgelegt. 
 
Das Diskussionspapier untersucht alternative Bilanzierungsverfahren für Leistungen an Arbeitnehmer nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses (Pensionspläne), die sog. Asset-Return-Versprechen enthalten. Der Anwendungsbe-
reich des Diskussionspapiers sind Pensionspläne, die die identifizierten Vermögenswerte halten. Dabei werden die 
folgenden drei Alternativen für die Bilanzierung der Pläne genauer analysiert: 
 
a) Capped Asset Return Ansatz 
b) Fair-Value-basierter Ansatz 
c) Fulfilment Value Ansatz. 
 
Bis Mitte November können Anmerkungen und Kommentare zum Papier an die EFRAG eingereicht werden.  
 
Die EFRAG wurde 2001 gegründet. Der nicht-gewinnorientierte Verein belgischen Rechts hat seinen Sitz in Brüssel. 
Primäres Ziel des Vereins ist es, die Europäische Kommission bei dem Prozess der Übernahme der International 
Financial Reporting Standards (IFRS) zu unterstützen. Damit wird der EU-Verordnung Nr. 1606/2002 Rechnung ge-
tragen, die vorsieht, dass alle kapitalmarktorientierten Unternehmen in der Europäischen Union verpflichtet sind, 
ihren Konzernabschluss nach den IFRS aufzustellen. Die Verordnung sieht vor, dass die Kommission dabei von einem 
Gremium beraten werden soll. Durch Vertrag hat die Kommission mit der EFRAG vereinbart, dass die EFRAG die 
Rolle dieses Gremiums übernimmt. // St 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10097-2019-INIT/de/pdf
file://///aba.local/dfs/ABA/bAV-Update/2019/Verfahren%23_EU_erklärt:_
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52013PC0071
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52011PC0594
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/098/1909828.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10097-2019-INIT/de/pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1
http://www.efrag.org/News/Project-366/Discussion-Paper--Accounting-for-Pension-Plans-with-an-Asset-Return-Promise?AspxAutoDetectCookieSupport=1
http://www.efrag.org/News/Project-366/Discussion-Paper--Accounting-for-Pension-Plans-with-an-Asset-Return-Promise?AspxAutoDetectCookieSupport=1
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Aufsicht 
 

BaFin Konferenz „nachhaltige Finanzwirtschaft“ in Berlin 
 
Am 9. Mai 2019 fand in Berlin die von der BaFin organisierte Konferenz zum Thema „Nachhaltige Finanzwirtschaft“ 
statt. Die sehr gut besuchte Veranstaltung in der Hauptstadt war auch ein politisches Statement der Aufsichtsbehör-
de und die unmissverständliche Ankündigung, im Bereich Nachhaltigkeit tätig zu werden. So kündigte die BaFin 
branchenübergreifende BaFin-Hinweise an (zeitliche Planungen: Veröffentlichung Ende 2019; vorab Konsultation des 
Entwurfs). In diesen Hinweisen will sie ihre Erwartungshaltung im Bereich Nachhaltigkeit, und zwar in allen aufsicht-
lichen Bereichen, zum Ausdruck bringen. 
 
Neben den Empfehlungen des im Dezember 2017 gegründeten Network of Central Banks and Supervisors for Gree-
ning the Financial System (NGFS; NGFS-Bericht „A call for action - Climate change as a source of financial risk“ vom 
April 2019), dem u.a. die BaFin, Deutsche Bundesbank und EIOPA angehören, sollen auch zwei BaFin-Workshops zu 
diesen BaFin-Hinweisen beitragen. Die aba wird diese Workshops, die im August und November stattfinden, unter-
stützen und vertreten sein.  
 
In der Reihe der „BaFin Perspektiven 2|2019“ erschien die 86-seitige Veröffentlichung zu „Nachhaltigkeit  - Chancen 
und Risiken für den Finanzsektor. Im Mai 2019 ernannte die BaFin Frank Pierschel als Chief Sustainable Finance Of-
ficer. // SD  
 

Neuer Beirat „Sustainable Finance“ der Bundesregierung 
 
Die Bundesregierung hat am 6. Juni 2019 einen Beirat für „Sustainable Finance“ eingesetzt (BMF/BMU-
Pressemitteilung). Unter Sustainable Finance (nachhaltige Finanzen) verstehe die Bundesregierung die Berücksichti-
gung von Nachhaltigkeitsaspekten bei Entscheidungen der Finanzmarktakteure. Der Beirat soll die Bundesregierung 
bei der Erarbeitung einer nationalen Sustainable Finance-Strategie beraten und konkrete Handlungsempfehlungen 
entwickeln, um den Finanz- und Wirtschaftsstandort Deutschland langfristig zu stärken. 
 
Das Gremium setzt sich zusammen aus Vertretern aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft sowie verschie-
dener Bundesressorts. Zu den Mitgliedern des Beirats zählen u.a. Andreas Hilka (Leiter des aba-Fachausschusses 
Kapitalanlage und Regulatorik) und Matthias Kopp (WWF) (Liste der Mitglieder und Beobachter). Zu den Beobach-
tern zählt u.a. die aba. Vorsitzender des Beirats ist Karsten Löffler von der Frankfurt School of Finance & Manage-
ment. In der konstituierenden Sitzung des Sustainable Finance-Beirats am 6. Juni 2019 haben sich die Mitglieder ein 
umfangreiches Arbeitsprogramm gegeben (Übersicht des Arbeitsprogramms). Die nächste Sitzung des Beirats findet 
am 4. September 2019 statt. // SD 
 

Workshop „Anlagestrategien von Altersversorgungseinrichtungen unter Aspekten des Klimawandels“  
 
Am 29. Mai 2019 führte die aba in Frankfurt Hoechst gemeinsam mit dem WWF einen praxisnahen Workshop für 
EbAV durch. Eine wesentliche Grundlage bildete die vom Institut für nachhaltige Kapitalanlagen (NKI) in Kooperation 
mit dem WWF herausgegebene Broschüre „Integration von Klimakriterien in die Kapitalanlage von Versorgungsein-
richtungen (Musteranlagerichtlinie & Umsetzungshilfe)“. Neben Strategien und Kriterien zur Integration von 
Klimaaspekten in die Kapitalanlage ging es vor allem auch um Tools und Prozesse zur ihrer Integration. Großes Inte-
resse bei den EbAV bestand darin, beim Thema „Tools“ noch stärker auf die operative Ebene zu gehen. // SD 

 
Aktionsplan „Finanzierung nachhaltigen Wachstums“ – aktueller Stand nach der Europawahl 
 
Im Mai 2018 hatte die EU Kommission drei Verordnungsvorschläge – Taxonomie, Offenlegung und Benchmark – im 
Zusammenhang mit dem Aktionsplan „Finanzierung nachhaltigen Wachstums“ - veröffentlicht (zur Arbeit der Exper-
tengruppe der Taxonomie-Verordnung siehe folgender Artikel). 
 
Zu zweien dieser drei Verordnungsvorschläge, den sog. Offenlegungs- und der Benchmark-Verordnungen, wurde 
zwar noch vor der Europawahl ein Trilog-Kompromiss erzielt und beide Verordnungen Mitte April 2019 vom EP in 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/190509_sustainable_finance.html
https://www.banque-france.fr/en/financial-stability/international-role/network-greening-financial-system
https://www.banque-france.fr/sites/default/files/media/2019/04/17/ngfs_first_comprehensive_report_-_17042019_0.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/BaFinPerspektiven/2019/bp_19-2_sustainable_finance.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/BaFinPerspektiven/2019/bp_19-2_sustainable_finance.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/06/2019-06-06-Sustainable-Finance.html;jsessionid=CB01DFC0327BCE67487AA065C4360A81
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/06/2019-06-06-Sustainable-Finance.html;jsessionid=CB01DFC0327BCE67487AA065C4360A81
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/06/2019-06-06-Sustainable-Finance-Liste.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2019/06/2019-06-06-Sustainable-Finance-Arbeitsprogramm.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://nk-institut.de/wp-content/uploads/2018/09/NKI-Praxis-Klimakriterien-2018.pdf
https://nk-institut.de/wp-content/uploads/2018/09/NKI-Praxis-Klimakriterien-2018.pdf
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erster Lesung bestätigt. Die finale Verabschiedung durch Rat und EP steht aber wegen noch andauernder Arbeiten 
durch Rechts- und Sprachsachverständige noch aus und wird nach der Sommerpause erwartet. Die Zustimmung gilt 
trotz der mittlerweile erfolgten Neukonstituierung des EP nach der Wahl als wahrscheinlich.  
 
Die Offenlegungs-Verordnung (Kompromisstext vom 22.3.2019) wird zwar – entgegen dem KOM-Vorschlag – die 
EbAV-II-RL nicht ändern, aber für alle EbAV Anforderungen zur Transparenz in Bezug auf die Strategien für den Um-
gang mit Nachhaltigkeitsrisiken und nachteilige Nachhaltigkeitswirkungen auf der Ebene der EbAV sowie Informatio-
nen über die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken und nachteilige Nachhaltigkeitswirkungen auf Ebene der 
angebotenen bAV definieren. 
 
Die Benchmark-Verordnung (Kompromisstext vom 11.3.2019) richtet sich an Anbieter von Referenzwerten (Bench-
marks). Sie definiert die Benchmarks „EU Climate Transition Benchmark“ sowie „EU Paris-aligned Benchmark“. Dar-
über hinaus sieht die Verordnung vor, dass bis Dezember 2021 alle Benchmarks (Ausnahmen sind Währungs- und 
Zinsbenchmarks) ein Statement vorlegen, in dem erklärt wird, wie die Methodologie an das Ziel der Reduktion des 
CO2-Ausstosses oder an die Ziele des Pariser Klima-Abkommens angepasst sind (Art. 1 (6) des Kompromisstextes). // 
VM/SD 
 

Expertengruppe der EU-Kommission „sustainable finance“ veröffentlicht Berichte zur bisherigen Arbeit 
 
Die Technical Expert Group on sustainable finance (TEG) wurde im Juni 2018 von der Kommission ernannt, um sie 
u.a. bei der Entwicklung einer EU-Taxonomie in technischen Fragen zu unterstützen. Bei der Taxonomie geht es um 
ein EU-Klassifikationssystem, um festzustellen, ob eine wirtschaftliche Tätigkeit ökologisch nachhaltig ist. Es liegen 
der Kommissionvorschlag zur Taxonomie-Verordnung sowie die Position des EP vor, die Ratsposition wurde noch 
nicht veröffentlicht.  
 
Am 18. Juni 2019 hat die TEG ihren Bericht zur Taxonomie veröffentlicht. Für EbAV ist dieser Bericht von Bedeutung, 
weil die Taxonomie dabei helfen kann, die Anforderungen der Offenlegungsordnung zu erfüllen. Zeitgleich hat die 
TEG einen Bericht über einen EU Green Bond Standard sowie einen Zwischenbericht zu Klima- und ESG-Benchmarks 
vorgelegt. Am 24. Juni 2019 fand ein Stakeholder-Dialog zu den Fortschritten und Ergebnissen der technischen Ex-
pertengruppe statt (Agenda). Das Video zu dieser Veranstaltung kann über diesen KOM-Link aufgerufen werden.  
 
Das einjährige Mandat der TEG wäre im Juli diesen Jahres ausgelaufen, wurde aber jetzt bis Dezember 2019 verlän-
gert. Die TEG will diese Zeit nutzen, um die „technical screening criteria“ der Taxonomie weiter zu entwickeln, Feed-
back einzuholen und eine Anleitung („guidance“) zur Umsetzung und Anwendung der Taxonomie zu erarbeiten. // 
VM/SD 
 

EbAV-II-Umsetzung: VAG-Informationspflichtenverordnung veröffentlicht 
 
Die VAG-Informationspflichtenverordnung wurde am 27. Juni 2019 verkündet (BGBl. I Nr. 23, S. 871). Zudem wurden 
die finale Verordnungsbegründung und die Stellungnahmen der Verbände zum BMF-Referentenentwurf auf der 
BMF-Homepage veröffentlicht. Die Verordnung gilt einheitlich für Pensionsfonds, Pensionskassen und andere Le-
bensversicherungsunternehmen, soweit sie bAV-Leistungen erbringen. Grundlage der Verordnung ist die im Rahmen 
des am 13. Januar 2019 in Kraft getretenen Gesetzes zur Umsetzung der EbAV-II-Richtlinie 2016/2341 (BGBl. I Nr. 49, 
S. 2672) in § 235a VAG enthaltene Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung über die Informationspflichten. 
Die aba hatte am Anfang April 2019 zum BMF-Referentenentwurf der VAG-Informationspflichtenverordnung Stel-
lung genommen. Die aba kritisierte die späte Veröffentlichung des Entwurfs, die Übernahme zahlreicher unbestimm-
ter Rechtsbegriffe aus der EbAV-II-Richtlinie und eine unzureichende Nutzung des Umsetzungsspielraums, den die 
EbAV-II-RL bewusst für die Mitgliedstaaten vorsieht. Ferner wies die aba darauf hin, dass viele der im Verordnungs-
entwurf geforderten Informationen bereits heute bereitgestellt werden. Statt unkoordinierter Mehrfachinformati-
onspflichten und eines sinnlosen Kopierens von Informationen sollte bereits Vorhandenes weiter genutzt werden. 
Dopplungen sollten zumindest durch Verweise vermieden werden. // SD 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CONSIL:ST_7571_2019_ADD_1&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=consil:ST_7311_2019_ADD_1
https://ec.europa.eu/info/publications/sustainable-finance-technical-expert-group_en#disclosures
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1545227292826&uri=CELEX%3A52018PC0353
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0325_EN.html?redirect
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/business_economy_euro/banking_and_finance/documents/190618-sustainable-finance-teg-report-taxonomy_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/files/190618-sustainable-finance-teg-report-green-bond-standard_en
https://ec.europa.eu/info/files/190618-sustainable-finance-teg-report-climate-benchmarks-and-disclosures_en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/business_economy_euro/events/documents/finance-events-190624-programme_en.pdf
https://webcast.ec.europa.eu/stakeholder-event-on-sustainable-finance
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=/*%5B%40attr_id=%27%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl119s0871.pdf%27%5D__1561707124411
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2019-03-25-Infopflichten-Betriebliche-Altersvorsorge/0-Gesetz.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32016L2341&qid=1485177737969
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2672.pdf%27%5D__1546871140685
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2672.pdf%27%5D__1546871140685
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2019-03-25-Infopflichten-Betriebliche-Altersvorsorge/0-Gesetz.html
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EbAV-II-Umsetzung: Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland und andere Staaten 
 
Die Generaldirektion für Finanzstabilität und Kapitalmärkte (GD FISMA) der EU-Kommission (KOM) hat Ende März 
2019 gegen Deutschland ein Vertragsverletzungsverfahren in Zusammenhang mit der Umsetzung der EbAV-II-
Richtlinie 2016/2341 eingeleitet. Betroffen sind neben Deutschland eine ganze Reihe weiterer Staaten (KOM-
Umsetzungsüberblick mit Stand 1. April 2019). Vermutlich besteht ein Zusammenhang mit der bislang unvollständi-
gen Umsetzung der Regelungen über die Informationspflichten. // SD/AZ 
 

EbAV-II-Umsetzung: EIOPA-Berichte über Informationspflichten 
 
Am 26. März 2019 hat EIOPA einen Bericht mit dem Titel „Report on other information to be provided to prospective 
and current members: guidance and principles based on current practices” veröffentlicht. Er ergänzt einen bereits 
im November 2018 veröffentlichten EIOPA-Bericht mit dem Titel „Implementation of IORP II: Report on the Pension 
Benefit Statement: guidance and prinipcles based on current practices“. Beide Berichte haben den Anspruch, Orien-
tierung zu geben, Prinzipien (guidance and principles) zu entwickeln und nationale Regelungen und Praktiken zur 
Veranschaulichung darzustellen. Der Ende März 2019 veröffentlichte Bericht deckt vier Bereiche ab und setzt dabei 
die folgenden Schwerpunkte: Design der Dokumente (zwei Prinzipien), Auskunftspflicht gegenüber potenziellen 
Versorgungsanwärtern zur früheren Performance der Investitionen (acht Prinzipien), Auskunftspflicht gegenüber 
Versorgungsanwärtern in der Phase vor dem Eintritt in den Ruhestand (ein Prinzip mit einem Vorschlag für eine 
mehrstufige Vorgehensweise bei der Information), Auskunftspflicht gegenüber Leistungsempfängern in der Auszah-
lungsphase (drei Prinzipien). 
 
Die aba-Geschäftsstelle hat zu diesem jüngsten Bericht ein Hintergrundpapier erstellt und im Mitgliederbereich der 
aba-Homepage unter Fachinformationen/Europa eingestellt. // VM/SD 
 

Überarbeitung der EU-Aufsichtsstruktur – künftige EIOPA-Verordnung  
 
Der in der Ausgabe 1/2019 des bAV-Update vorgestellte Trilog-Kompromiss über die Reform der drei Aufsichtsver-
ordnungen wurde am 16. April 2019 im EP mit großer Mehrheit verabschiedet. Die endgültige Verabschiedung durch 
EP und Rat konnte aber wegen ausstehender Arbeiten durch Rechts- und Sprachsachverständige vor der Wahl nicht 
mehr stattfinden und wird jetzt für Sommer 2019 erwartet. Die (erneute) Zustimmung des EP zu dem vor der Wahl 
ausgehandelten Kompromiss gilt als gesichert. 
 
Im Vergleich zur aktuell gültigen EIOPA-Verordnung und vor allem zum KOM-Vorschlag vom September 2017, der 
darauf abzielte, die EU-Aufsichtsbehörden durch zusätzliche Aufgaben und eine neue Governancestruktur (EIOPA als 
Aufseher für die nationalen Aufsichtsbehörden) sowie eine veränderte Finanzierung (direkt über die beaufsichtigten 
Unternehmen) zu stärken, haben EP und Rat umfangreiche Änderungen durchgesetzt.  
 
Viele davon beurteilt die aba als Verbesserung bzw. als Entschärfung des auf einen erheblichen Ausbau der Befug-
nisse der drei Aufsichtsbehörden zielenden KOM-Vorschlags. Unter anderem haben EP und Rat die Befugnisse von 
EIOPA genauer definiert, die EIOPA-Governancestruktur weitgehend beibehalten, neue Regelungen für die Interes-
sengruppen (u.a. OPSG) geschaffen sowie die Transparenz- und Rechenschaftspflichten von EIOPA erhöht. Umfang-
reiche Aufgaben hat EIOPA im Bereich ESG erhalten (siehe letzten Punkt 10). 
 
Die aba-Geschäftsstelle hat zur Neufassung der EIOPA-Verordnung einen umfangreichen Hintergrundvermerk sowie 
zwei lesbare Fassungen der künftigen EIOPA-Verordnung erstellt, eine davon mit eingearbeiteten Änderungen, die 
andere mit sichtbaren Änderungen im Überarbeiten-Modus. Beide Dokumente sind im Mitgliederbereich der aba-
Homepage unter Fachinformationen / Europa abrufbar. // AZ/SD 
 

Umsetzung der neuen EZB- und EIOPA-Berichtsanforderungen  
 
Mitte Juni 2019 wurde das 57-seitige Papier zu „Technical instructions for EIOPA and ECB Pension Funds reporting 
using the XBRL taxonomy“ auf die EIOPA-Website gestellt.  

http://ec.europa.eu/atwork/applying-eu-law/infringements-proceedings/infringement_decisions/index.cfm?lang_code=EN&typeOfSearch=true&active_only=1&noncom=1&r_dossier=&decision_date_from=03%2F03%2F2019&decision_date_to=31%2F03%2F2019&EM=DE&DG=FISM&title=Directive+%28EU%29+2016%2F2341&submit=Search
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32016L2341&qid=1485177737969
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32016L2341&qid=1485177737969
https://ec.europa.eu/info/publications/occupational-retirement-provisions-directive-transposition-status_en
https://ec.europa.eu/info/publications/occupational-retirement-provisions-directive-transposition-status_en
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/EIOPA%20IORP%20II%20Other%20information%20for%20members%20good%20practices%20March%202019.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/EIOPA%20IORP%20II%20Other%20information%20for%20members%20good%20practices%20March%202019.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/EIOPA%20report%20on%20the%20PBS.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/EIOPA%20report%20on%20the%20PBS.pdf
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0374_DE.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32010R1094
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2017%3A536%3AFIN
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html
https://dev.eiopa.europa.eu/Taxonomy/Full/2.3.0/PF/EIOPA_PensionFunds_Technical_Instructions_2.3.0.pdf
https://dev.eiopa.europa.eu/Taxonomy/Full/2.3.0/PF/EIOPA_PensionFunds_Technical_Instructions_2.3.0.pdf
https://eiopa.europa.eu/regulation-supervision/insurance/reporting-format/data-point-model-and-xbrl
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Die erwartete Allgemeinverfügung der BaFin zur Umsetzung der EIOPA-Berichtspflichten und insbesondere die drin-
gend benötigten BaFin-Hinweise, wie Felder zu befüllen sind, stehen noch aus. Weiterhin geplant ist ein Test der 
neuen Meldeschnittstelle für EbAV. Nicht nur aufgrund des (für alle Beteiligten ambitionierten) Zeitplans haben wir 
bei der BaFin – voraussichtlich mit Erfolg - eine Veranstaltung angeregt, die die Einführung des neuen Meldewesens 
unterstützt. // SD 
 

Bundesbank Veranstaltung zur Umsetzung der EZB-Meldepflichten 
 
Am 9. April 2019 führte die Bundesbank eine Veranstaltung zur Umsetzung der EZB-Meldepflichten durch. Sie richte-
te sich ausschließlich an Pensionskassen und Pensionsfonds, die bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) beaufsichtigt werden und damit auch dem neuen Meldewesen der EIOPA unterliegen. Der Folienvor-
trag, das Protokoll und weitere Infos sind im Statistikbereich „Versicherungen und Pensionseinrichtungen“ der Bun-
desbank zu finden. Am 21. Juni 2019 wurden die seit langem angekündigten FAQ veröffentlicht. Dort zu finden sind 
seit 28. Juni 2019 auch die seit langem angekündigten FAQ // SD 
 

EIOPA Jahresbericht 2018 veröffentlicht 
 
Am 14. Juni 2019 veröffentlichte EIOPA einen 80-seitigen Jahrbericht für das Jahr 2018. Derzeit liegt dieser nur in 
englischer Sprache vor. Übersetzungen in weitere Sprache folgen in Kürze. Ein besserer Schutz der Verbraucher 
durch eine qualitativ hochwertige und konsistente Aufsicht und die Wahrung der Finanzstabilität sind die überge-
ordneten Ziele von EIOPA. Das Kapitel über erbrachte Leistungen („achievements“) setzt in Bezug auf die betriebli-
che Altersversorgung drei Schwerpunkte (S. 27 ff.): 
 
Erstens den im April 2018 veröffentlichten Beschluss „on EIOPA's regular information requests towards NCAs regar-
ding provision of occupational pensions information“, durch den ein einheitlicher Rahmen für die Berichterstattung 
von EbAV geschaffen wurde (siehe auch aba-Europawebsite). 
 
Zweitens der im November 2018 veröffentlichte Beschluss „on the collaboration of the competent authorities with 
regard to the application of the IORP II Directive“ (mit Anhängen auf der EIOPA-Website), der das frühere Budapest-
Protokoll ersetzt und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der nationalen Aufsichtsbehörden im Hinblick auf 
die EbAV-II-RL regelt.  
 
Als dritten Schwerpunkt nennt EIOPA die im Jahr 2018 angelaufenen und aktuell fortgesetzten Aktivitäten in Zu-
sammenhang mit den Renten- bzw. Leistungsinformationen gemäß der EbAV-II-Richtlinie. Diese Vorgaben der Richt-
linie wurden in Deutschland im neuen Abschnitt 4 des VAG (§§ 234k ff.) umgesetzt. Die VAG-
Informationspflichtenverordnung mit näheren Bestimmten zu den §§ 234l bis 234p trat am 27. Juni 2019 in Kraft 
(vgl. Artikel zu diesem Thema in dieser Ausgabe des bAV-Update). Veröffentlicht wurde im November 2018 der 
„Report on the Pension Benefit Statement: guidance and principles based on current practices“. 
 
Auch zu diesem Thema informiert die aba fortlaufend auf ihrer Internetseite in einer eigenen Rubrik. // AZ/SD 
 

PEPP-Verordnung verabschiedet 
 
Die Verordnung über ein europaweites privates Pensionsprodukt (PEPP) wurde nach der Verabschiedung im Europä-
ischen Parlament und im Rat am 20. Juni 2019 von den Präsidenten beider Institutionen unterzeichnet. Die Veröf-
fentlichung des endgültigen Texts der Verordnung im Amtsblatt der EU war bis Redaktionsschluss noch nicht erfolgt, 
steht aber unmittelbar bevor. Sie tritt am 20. Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Anwendbar ist sie aber erst 
zwölf Monate nach der Veröffentlichung der in dieser Verordnung vorgesehenen delegierten Rechtsakte. Diese be-
treffen unter anderem Form und Inhalt des „Basisinformationsblatts“ und einer „PEPP-Leistungsinformation“ sowie 
Kosten und Gebühren bei dem als Standardoption vorgesehenen „Basis-PEPP“. Technische Durchführungsstandards 
sollen zu aufsichtlichen Meldungen von PEPP-Anbietern ergehen. Unter Berücksichtigung der Vorbereitungszeit für 
diese delegierten Rechtsakte ist mit PEPP-Angeboten auf dem Markt nicht vor 2021 zu rechnen. 
 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/796282/9dea7c7126f4aec223f78ac61a8580a3/mL/informationsveranstaltung-eszb-altersvorsorge-2019-04-09-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/796282/9dea7c7126f4aec223f78ac61a8580a3/mL/informationsveranstaltung-eszb-altersvorsorge-2019-04-09-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/796288/35e3446a18dcb02b680deea1a4338cb4/mL/informationsveranstaltung-eszb-altersvorsorge-2019-04-09-protokoll-data.pdf
https://www.bundesbank.de/de/statistiken/banken-und-andere-finanzielle-unternehmen/pensionseinrichtungen
https://eiopa.europa.eu/publications/annual-reports
https://eiopa.europa.eu/publications/annual-reports
https://eiopa.europa.eu/Publications/Protocols/Decision%20on%20Consultation%20Paper_EIOPA-CP-17-005.pdf
https://www.aba-online.de/14-berichtspflichten.html
https://eiopa.europa.eu/Publications/Protocols/Decision%20on%20the%20Cooperation%20of%20Competent%20Authorities.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Protocols/EIOPA-BoS-18-320_Decision_IORPII_cross-border_collaboration.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Protocols/EIOPA-BoS-18-320_Decision_IORPII_cross-border_collaboration.pdf
https://eiopa.europa.eu/publications/protocols-decisions-and-memoranda
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016L2341&from=DE
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/EIOPA%20PBS%20guidance%20and%20principles.pdf
https://www.aba-online.de/12-umsetzung.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CONSIL:PE_43_2019_REV_1&from=DE
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In einer Gesamtbetrachtung ist die aba der Auffassung, dass die vom Rat und dem Europäischen Parlament bewirk-
ten Änderungen die Verordnung an wichtigen Stellen verbessert haben. Die aba hatte den ursprünglichen KOM-
Vorschlag und die ihr zeitlich vorausgehende Vorschläge von EIOPA für die Schaffung eines europäischen Altersvor-
sorgeprodukts wiederholt kritisiert. Sie hat hierbei auf ihre Überzeugung hingewiesen, dass eine nachhaltige Ren-
tenpolitik vor allem auf den Ausbau der kollektiven betrieblichen Altersversorgung setzen muss und nicht auf indivi-
duelle Altersvorsorgeprodukte. Weiter war und ist es für die aba von großer Bedeutung, dass die alleinige Zuständig-
keit der Mitgliedstaaten für die Ausgestaltung des steuerlichen Rahmens für Altersvorsorgeprodukte respektiert 
wird. Die verabschiedete Verordnung trägt diesem letztgenannten Anliegen Rechnung. 
 
Nähere Informationen finden sich in einem Anfang März 2019 im Mitgliederbereich eingestellten Hintergrundver-
merk. // AZ/SD 
 
 

Verschiedenes 
 

Dr. Georg Thurnes neuer Vorsitzender der aba 
 
Dr. Georg Thurnes, bisher stellvertretender Vorsitzender der aba, hat am 7. Mai im Rahmen der 81. aba-
Jahrestagung den Vorstandsvorsitz bei der aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. über-
nommen. Er folgt im Amt auf den MetallRente-Geschäftsführer Heribert Karch, der den Vorsitz seit Mai 2011 inne-
hatte und nun aus dem Vorstand der aba ausscheidet. Er wird sich nunmehr auf seine Aufgaben bei MetallRente 
konzentrieren. Der Stabwechsel war auf der aba-Vorstandssitzung im März beschlossen worden. Dr. Georg Thurnes 
ist im Hauptamt Chefaktuar von Aon in Deutschland und Mitglied der Geschäftsleitung der Aon Hewitt GmbH.  
 
Neu besetzt wurden auch die Ämter der stellvertretenden Vorsitzenden. In diese Ämter wählte der Verbandsvor-
stand ebenfalls im März bereits Richard Nicka (in beruflicher Funktion u.a. Vice President Benefits bei der BASF SE 
und Vorstandsvorsitzender der BASF Pensionskasse VVaG) und Dirk Jargstorff (in beruflicher Funktion u.a. Senior 
Vice President Corporate Pensions and Related Benefits der Robert Bosch GmbH und CEO der Bosch Pensionsfonds 
AG).  
 
Dr. Thurnes würdigte in seiner Antrittsrede den unermüdlichen Einsatz seines Amtsvorgängers für die betriebliche 
Altersversorgung und die Verbesserung ihrer gesetzlichen Rahmenbedingungen. „Mit viel Herzblut und ungeheurer 
Ausdauer hast Du, lieber Heri, Dich insbesondere für die Anhebung des Dotierungsrahmens für die steuerfreie Dotie-
rung nach § 3 Nr. 63 EStG und die zukunftsweisenden Rahmenbedingungen des Sozialpartnermodells eingesetzt. 
Dein enormer Einsatz hat wesentlich dazu beigetragen, dass das Betriebsrentenstärkungsgesetz es im Sommer 2017 
noch vor den Bundestagswahlen über die Zielgerade geschafft hat.“ // St 
 

Höhepunkte der 81. aba-Jahrestagung am 7. und 8. Mai 2019 
 
Die 81. Jahrestagung der aba stand im Zeichen des Übergangs im Amt des Vorstandsvorsitzenden von Heribert Karch 
auf Dr. Georg Thurnes (Presseinformation 3/2019). Die mit 730 Personen gut besuchte Veranstaltung im Bonner 
Maritim-Hotel bot den Anwesenden traditionsgemäß einen umfassenden und vielfältigen Überblick über aktuelle 
Fragen zu bAV-relevanten Themen des Arbeits-, Steuer-, Beitrags- und Aufsichtsrechts auf deutscher, europäischer 
und internationaler Ebene. 
 
Am zweiten Tag der aba-Jahrestagung gab es im Vergleich zu den Vorjahren eine Neuerung: Die aba-
Fachvereinigungen Direktversicherung, öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen, Pensionsfonds und Pensi-
onskassen einerseits und die aba-Fachvereinigungen Direktzusage, Unterstützungskasse und Mathematische Sach-
verständige andererseits gestalteten ihre Programme des zweiten Tages jeweils gemeinsam. 
 
Ausführliche Berichte wurden auf der Homepage veröffentlicht, darunter  

• ein Bericht über den ersten Veranstaltungstag 

• ein Bericht über den zweiten Veranstaltungstag: Gemeinsame Tagung der Fachvereinigungen Direktversiche-
rung, öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen, Pensionsfonds und Pensionskassen 

https://www.aba-online.de/eu-altersvorsorgeprodukt.html#M3052ModuleBorder
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html#M6167ModuleBorder
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html#M6167ModuleBorder
https://www.aba-online.de/fachinformationen_europa.html#M6167ModuleBorder
https://www.aba-online.de/docs/attachments/e8db46ce-3995-4455-9091-4edbeb5e08a3/PI-3-2019-Final.pdf
https://www.aba-online.de/tag-1.html
https://www.aba-online.de/tag-2-fven-dv-oer-pk-pf.html
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• eine Bildergalerie (7. Mai 2019) 

• das gesamte Veranstaltungsprogramm im Überblick (Tagungs-Flyer). // VM/AZ 
 

BMAS lässt Erhebungen zur Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung durchführen 
 
Das Institut für angewandte Sozialwissenschaft (infas) wurde vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der 
Durchführung einer Erhebung zur „Verbreitung der Altersvorsorge 2019“ (AV 2019) beauftragt. Mit einer schriftli-
chen Befragung von über 10.000 Personen soll ein differenziertes Bild der obligatorischen wie zusätzlichen Vorsorge 
der 25- bis unter 65-jährigen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ermittelt werden. Die zentralen Fragestel-
lungen der AV 2019 umfassen neben der Beteiligung an der staatlich geförderten zusätzlichen Altersvorsorge auch 
die Höhe der aktuellen Beiträge und Anwartschaften, das Vorliegen der jeweiligen jährlichen Informationsschreiben 
sowie Angaben zur weiteren Absicherung im Alter. 
 
Darüber hinaus hat das BMAS das Sozialforschungsinstitut KANTAR (früherer Name: TNS Infratest Sozialforschung) 
erneut mit der Durchführung einer repräsentativen Untersuchung zur Lebens- und Einkommenssituation älterer 
Menschen ab 60 Jahren beauftragt: „Alterssicherung in Deutschland (ASID)“. Die Erhebung, deren Ergebnisse auch in 
den nächsten Alterssicherungsbericht der Bundesregierung einfließen werden, soll Daten liefern für die Beurteilung 
und Weiterentwicklung der Alterssicherung. // Dr 
 

PensionsEurope Konferenz 2019 und zwei neue Broschüren 
 
Die diesjährige PensionsEurope Konferenz „Shifting Gears in Pensions“ fand am 6. Juni 2019 in Brüssel statt. 120 
Teilnehmer diskutierten ein breites Themenspektrum: Nach einer allgemeinen Einschätzung der Auswirkungen der 
EP-Wahlen im Mai 2019 durch Fabian Zulleg vom European Policy Centre, einer Denkfabrik in Brüssel, wurden eine 
Reihe von bAV-Themen aufgegriffen. Das erste Panel befasste sich mit der Herausforderung, trotz erforderlicher 
Rentenreformen eine angemessene Altersversorgung zu erreichen. Stéphanie Payet von der OECD befasste sich 
dabei u.a. mit Ausgestaltungsmöglichkeiten der automatischen Einbeziehung, nicht steuerlichen Anreizen (wie Ar-
beitgeberbeiträge oder staatliche Zulagen) und der Einbeziehung von Selbstständigen. Ergänzt wurde diese interna-
tionale Perspektive um zwei Länderberichte, und zwar zu den Niederlanden und zu Polen. Das zweite Panel befasste 
sich mit der möglichen Gestaltung der Auszahlphase kapitalgedeckter Altersvorsorge. Maiyuresh Rajah von State 
Street Global Advisors (SSGA) sprach sich nach einem längeren Vortrag für eine „income drowdown“-Strategie zwi-
schen 65 und 80 in Kombination mit einer aufgeschobenen Leibrente aus. Aus Sicht des Amundi-Vertreters seien 
Leibrenten weder von den Begünstigten gewünscht noch geeignet. Lukasz Budzynski von Sanofi wies auf die sehr 
unterschiedlichen Steuersysteme und Regulierungen hin, die von den Arbeitgebern und Sozialpartnern zu beachten 
seien. Deutlich wandte er sich gegen einen Systemwechsel in der betrieblichen Altersversorgung alle fünf Jahre. In 
der Praxis wollten die meisten Arbeitnehmer bei DC-Systemen eine „default option“. Es folgten noch weitere Diskus-
sionsrunden zum Thema ESG, künftige EU-Rentenpolitik der Kommission sowie zum Thema „Diversity in pension 
funds“. Das letzte Panel schloss mit folgender Anregung zu Personalentscheidungen: Ausgehend von der bislang 
vorherrschenden Dominanz „älterer weißer Männer“ in Altersversorgungseinrichtungen sollte dort mehr über Ent-
scheidungen und ihre Gründe nachgedacht werden. 
 
PensionsEurope veröffentlichte am Tag der Konferenz zwei Broschüren: Die Broschüre Europe needs to shift gears in 
pensions richtet sich an die neue Europäische Kommission sowie an andere Entscheidungsträger in der EU. Pensi-
onsEurope stellt die Vorteile von „workplace pensions“ dar und gibt eine Reihe von Politikempfehlungen für die 
nächsten fünf Jahre. So fordert PensionsEurope u.a., dass die Europäische Kommission den sozialen Charakter der 
bAV anerkennen sollte, dass Altersversorgungseinrichtungen vor negativen Auswirkungen einer möglichen Finanz-
transaktionssteuer geschützt werden sollten und dass auch neue EU Gesetzesinitiativen es Altersversorgungseinrich-
tungen weiterhin ermöglichen sollten, die Finanzmärkte zu stabilisieren.  
 
Die zweite Broschüre „Supervisory reporting requirements for pension funds which are fit for purpose” widmet sich 
einem angemessenen Berichtswesen für Altersversorgungseinrichtungen. PensionsEurope betont, dass eine gute 
Datengrundlage wichtig ist. Gleichzeitig müssen die Berichtspflichten aber auch „fit for purpose“ sein. Um dies zu 
erreichen, spricht sich PensionsEurope u.a. dafür aus, dass die aktuellen Berichtspflichten von verschiedenen Institu-

https://www.aba-online.de/81-jahrestagung-2019.html
https://www.aba-online.de/docs/attachments/48a3457a-a936-47f8-9ac0-c3af6fd04f1c/Final-Jahrestagung-Flyer19-11web-korr.pdf
https://ipe.swoogo.com/pensionseurope2019/home
https://www.epc.eu/
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-calls-europe-shift-gears-pensions
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-calls-europe-shift-gears-pensions
https://www.pensionseurope.eu/pensionseurope-publishes-brochure-supervisory-reporting-requirements-pension-funds-which-are-fit
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tionen (EZB, EIOPA, Eurostat, OECD) auf einander abgestimmt werden sowie dass sie regelmäßig überprüft und auf-
wendige Berichtsformate wie XBRL vermieden werden. // VM/SD 
 

OECD veröffentlicht Pension Funds Zahlen 
 
Am 31. Mai 2019 hat die OECD die vorläufigen Pension Funds in Figures für 2018 veröffentlicht, die auf vier Seiten 
die wichtigsten Trends in der Kapitalanlage von „pension funds“ aufzeigen. OECD-weit gab es 2018 einen Rückgang 
dieser Kapitalanlagen um 3,9% auf 27,6 Billionen US Dollar, was auf den Abwärtstrend der Aktienmärkte im vierten 
Quartal 2018 zurückgeführt werden könnte. Pensions funds verzeichneten 2018 in den meisten Ländern negative 
reale Investitionsrenditen, insbesondere im OECD-Raum. Für Deutschland werden von der OECD Pensionsfonds und 
Pensionskassen als „pension funds“ erfasst, hier wird ein Anstieg von 0,9% angegeben.  
 
Diese Zahlen werden in die Global Pension Statistics aufgenommen und vorrausichtlich im Oktober 2019 durch die 
Veröffentlichung von Pension Markets in Focus vertieft. // VM/SD 
 

EU erklärt: „Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit“ 
 
Das „Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit“ ist in Artikel 20 des EU-Vertrags bzw. in den Artikeln 326 bis 334 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geregelt. Es schafft für kleine Gruppen von min-
destens neun Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zu bestimmten Fragen einvernehmlich Regelungen einzuführen, ohne 
dass die anderen EU-Mitgliedstaaten diese übernehmen müssen.  
 
Es kann grundsätzlich in allen Bereichen angewendet werden, in denen Zuständigkeiten der EU bestehen, ausge-
nommen im Bereich der ausschließlichen Zuständigkeit der EU, wie zum Beispiel für Zölle, die Handelspolitik oder die 
Währungspolitik. 
 
Es eignet sich besonders für Regelungsfragen, für die im Rat Einstimmigkeit für die Verabschiedung von Gesetzge-
bungsakten erforderlich ist. Dazu zählt das Steuerrecht, für das Art. 113 ff. AEUV ein besonderes Gesetzgebungsver-
fahren vorsieht (einstimmiger Beschluss des Rats nach Anhörung des EU-Parlaments und des Wirtschafts- und Sozi-
alausschusses). Art. 20 Abs. 2 EU-Vertrag stuft das Verfahren als „letztes Mittel“ in Fällen ein, in denen die „ange-
strebten Ziele von der Union in ihrer Gesamtheit nicht innerhalb eines vertretbaren Zeitraums verwirklicht werden 
können“. Der Beschluss dazu muss einstimmig vom Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des 
Europäischen Parlaments erteilt werden. 
 
EU-Staaten können also durch eine Veto-Position einerseits EU-weite Regulierungen blockieren, andererseits ande-
ren Staaten durch ihre Zustimmung zum Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit die Möglichkeit eröffnen, ihre 
politischen Ziele weiterzuverfolgen. Das Verfahren kam seit der letzten Revision im Rahmen des Lissabonner Ver-
trags von 2007 nur selten zur Anwendung, unter anderem in den Bereichen Scheidungsrecht und Patente.  
 
Im Jahr 2013 wurde es für den Bereich der Finanztransaktionssteuer genehmigt. An den aktuellen Beratungen neh-
men zwar alle Mitgliedstaaten teil. Für die Annahme der Richtlinie über die Einführung der Finanztransaktionssteuer 
bedarf es aber lediglich der einstimmigen Zustimmung der teilnehmenden Mitgliedstaaten im Rat nach Konsultation 
des Europäischen Parlaments. // AZ 
 

 
Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung: 
 

 

// St    Klaus.Stiefermann@aba-online.de 
// Dr   Sabine.Drochner@aba-online.de 
// VM  Verena.Menne@aba-online.de 
 

// SD   Cornelia.Schmid@aba-online.de 
// AZ   Andreas Zimmermann@aba-online.de 
 

 
 

https://www.oecd.org/daf/fin/private-pensions/Pension-Funds-in-Figures-2019.pdf
https://www.oecd.org/daf/fin/financial-markets/globalpensionstatistics.htm
https://www.oecd.org/daf/fin/private-pensions/pensionmarketsinfocus.htm
https://dejure.org/gesetze/EU/20.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/326.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/3.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/113.html
http://www.europarl.europa.eu/germany/de/europa-und-europawahlen/vertrag-von-lissabon
http://www.europarl.europa.eu/germany/de/europa-und-europawahlen/vertrag-von-lissabon
https://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/enhanced_cooperation.html?locale=de
mailto:Klaus.Stiefermann@aba-online.de
mailto:Sabine.Drochner@aba.-online.de
mailto:Verena.Menne@aba-online.de
mailto:Cornelia.Schmid@aba-online.de
mailto:andreas.Zimmermann@aba-online.de
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Seminare 
Weitere Informationen unter: www.aba-online.de  
 

 

Grundzüge der betrieblichen Alters-
versorgung - Seminar und Workshop 
22.10.- 25.10.19 (Wiesbaden) 

 
 

Systematische Einführung in das Arbeits-
recht der betrieblichen Altersversorgung 
16.09.- 20.09.19 (Dresden) 
 

 

Systematische Einführung in das Steuer-
recht  der betrieblichen Altersversorgung 
09.09.- 13.09.19 (Unterhaching/München) 
 

 
 
 
 

 
 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Informationen und Anmeldung für unsere Tagungen und Seminare unter: www.aba-online.de 

 
 
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten erscheint am  
31. Juli 2019. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitgliederbereich der aba-Website. 
 
 

 
09.09.2019 
 
 
 
10.09.2019 
 
 
 
26.09.2019 
 
 
 
 
25.03.2020 
 
 
26.03.2020 
 
 
21.04.2020 
 
 
06./07.05. 
2020 

 
aba-Fachtagung „Aufsichtsrecht für 
EbAV“ 
Maritim Hotel, Bonn 
 
aba-Tagung der Fachvereinigung Pen-
sionskassen 
Maritim Hotel, Bonn 
 
aba-Tagung der Fachvereinigung Ma-
thematische Sachverständige 
Maritim Hotel, Köln 
 
 
Forum Steuerrecht 
Dorint Kongresshotel, Mannheim 
 
Forum Arbeitsrecht 
Dorint Kongresshotel, Mannheim 
 
aba-Infotag Versorgungsausgleich 
Dorint Kongresshotel, Mannheim 
 
82. aba-Jahrestagung 
Maritim Hotel, Berlin 
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http://www.aba-online.de/workshops.html
http://www.aba-online.de/workshops.html
http://www.aba-online.de/arbeitsrecht.html
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http://www.aba-online.de/DesktopDefault.aspx?TabID=543
http://www.aba-online.de/
https://www.aba-online.de/mitgliederbereich_einstieg.html
https://www.aba-online.de/aufsichtsrecht-fuer-ebav-2019.html
https://www.aba-online.de/aufsichtsrecht-fuer-ebav-2019.html
https://www.aba-online.de/pensionskassen.html
https://www.aba-online.de/pensionskassen.html
https://www.aba-online.de/mathematische-sachverstaendige.html
https://www.aba-online.de/mathematische-sachverstaendige.html
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